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Entscheidungsstichwort:

Korrigierende Rückgruppierung; Bewährungsaufstieg

Gesetz:

MT-An LWL (Landschaftsverband Westfalen-Lippe)/BAT-LWL § 22; An­
lage 1 a zum MT-An/BAT-LWL VergGr. IV b Fallgr. 1, VergGr. IV a 
Fallgr. 1, VergGr. Ill Fallgr. 1, VergGr. II Fallgr.5

✓

Leitsätze:

keine

Hinweis des Senats:

Parallelsache zu Senat 26. April 2000 - 4 AZR 157/99 - zur Veröffentli­
chung vorgesehen
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BUNDESARBEITSGERICHT

4 AZR 159/99 
4 Sa 668/94 
Landesarbeitsgericht 
Hamm

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
26. April 2000

URTEIL
Freitag, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Beklagter, Berufungsbeklagter und Revisionskläger,

pp.

Kläger, Berufungskläger und Revisionsbeklagter,

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 26. April 2000 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Schliemann, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Friedrich und Dr. Wolter, die eh­

renamtlichen Richter Jürgens und Dr. Dräger für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Landes­
arbeitsgerichts Hamm vom 22. September 1998 - 4 Sa 
668/94 - aufgehoben.
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2. Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten der Revision, an das Lan­
desarbeitsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten darüber, ob der beklagte Landschaftsverband verpflichtet 

ist, den Kläger mit Wirkung vom 1. Januar 1991 nach VergGr. II MT-An zu vergüten.

Der beklagte Landschaftsverband ist ua. für Straßenbau und -Unterhaltung in 

Westfalen-Lippe zuständig und unterhält mehrere Landesstraßenbauämter, darunter 

das Landesstraßen- und Autobahnbauamt B.

Der am 26. Juni 1940 geborene Kläger hat am 15. Februar 1963 an der Staat­

lichen Ingenieurschule für Bauwesen Essen die Ingenieurprüfung in der Fachrichtung 

Architektur abgelegt und durfte ab diesem Zeitpunkt die Berufsbezeichnung „Ingenieur 

für Hochbau“ führen. Auf Grund einer Einstellungszusage vom 23. Oktober 1963 trat er 

am 3. Dezember 1963 als Hochbauingenieur bei dem Landesstraßenbauamt M in die 

Dienste des beklagten Landschaftsverbandes. Seit dem 1. Juni 1969 ist er beim Lan­

desstraßenbauamt Bi tätig. Seine Vergütung richtet sich kraft einzelvertraglicher Ver­

einbarung auf Grund § 3  iVm. § 2  des Arbeitsvertrages vom 4./24. Dezember 1963 

nach den tariflichen Vergütungsregelungen für den „Technischen Dienst“.

Der Kläger ist beim Landesstraßenbauamt Bi in die Gruppe 3 „technische 

Verwaltung“ im Sachgebiet 31 „Straßenunterhaltung und Verkehrssicherheit“ auf dem 

Dienstposten eines Hochbauingenieurs eingesetzt. Ihm sind nach dem Einheitsge­

schäftsverteilungsplan folgende Aufgaben zugewiesen:

Überwachung und bauliche Instandsetzung der Hochbauanla­
gen (Straßenmeistereien, Stützpunkte, Lagerhallen, Dienstge­
bäude, Dienstwohnungen),

Ausschreibung der Neubau- und Erweiterungsmaßnahmen 
einschl. Vorschlag der Vergabe,

Überwachung, Abrechnung und Vorbereitung der Abnahme bei 
Hochbaumaßnahmen einschl. Überwachung der Gewährlei­
stung,

Anfertigung von Baubestandsplänen der Hochbauanlagen,
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Mitwirkung in Hochbauangelegenheiten bei der Durchführung 
von Straßenbaumaßnahmen einschl. dem erforderlichen 
Grunderwerb,

Erstellen von Gebäudewertgutachten geringen Wertes oder 
Umfangs,

Überwachung des Unfallschutzes und der Einhaltung der Si­
cherheitsvorschriften einschl. Unterweisung der Sicherheitsbe­
auftragten,

Feststellung des Umfangs von Maßnahmen des passiven 
Lärmschutzes.

Gern. § 3 des Arbeitsvertrages vom 4./24. Dezember 1963 war der Kläger in 

VergGr. V a MT-An eingruppiert. Mit Wirkung vom 1. Februar 1965 ist der Kläger nach 

VergGr. IV b Teil II MT-An, mit Wirkung vom 1. März 1970 in die VergGr. IV a Teil II 

MT-An höhergruppiert worden. Unter dem Datum des 14. Dezember 1972 teilte der 

Direktor des beklagten Landschaftsverbandes dem Kläger folgendes mit:

Auf Grund des Beschlusses des Landschaftsausschusses vom 
13. Dezember 1972 werden sie mit Wirkung vom 1. Juli 1972 
als Bauingenieur in die VergGr. Ill MT-An eingestuft.

Nach Inkrafttreten des 9. Änderungstarifvertrages vom 20. September 1991 

zur Anl. 1 a zum MT-An, mit dem ua. der Bewährungsaufstieg in die neu geschaffene 

VergGr. II Fallgr. 5 MT-An eingeführt wurde, wurde von einer Prüfungskommission die 

Eingruppierung der Stelleninhaber, die für einen Bewährungsaufstieg in Betracht ka­

men, in einem summarischen Verfahren geprüft. Dem Kläger wurde am 27. September 

1991 mitgeteilt, daß er die geforderte Bewährung nicht erfülle und deshalb mit Wirkung 

vom 1. Januar 1991 der VergGr. Ill Fallgr. 3 MT-An 1991 zuzuordnen sei. Gegen die­

ses Schreiben hat der Kläger mit Schreiben vom 8. November 1991 eine Gegenvor­

stellung erhoben und die Höhergruppierung in VergGr. II Fallgr. 5 MT-An 1991 begehrt. 

Dies hat der beklagte Landschaftsverband mit Schreiben vom 11. März 1992 abge­

lehnt.

Mit seiner Klage verfolgt der Kläger sein Eingruppierungsbegehren weiter. Er 

hat die Meinung vertreten, daß sich seine Tätigkeit durch besondere Schwierigkeit und 

Bedeutung bzw. durch Spezialaufgaben aus der Tätigkeit gern, der VergGr. IV a 

Fallgr. 1 MT-An herausgehoben habe, so daß er nach der zehnjährigen Bewährung 

aus der VergGr. Ill MT-An in die VergGr. II MT-An aufgestiegen sei. Bei dem Arbeits­

vorgang Architektenleistungen aller Leistungsbilder mit einem Zeitanteil von 37,5 %
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gehe es um die Sanierung, die vorherige Schadenursachenermittlung und die Instand­

setzung sowie den Umbau von Dienstgebäuden des beklagten Landschaftsverbandes 

und von Fremdgebäuden. Dabei komme dem Umbau und der Sanierung bestehender 

Gebäude eine größere Schwierigkeit zu als dem Neubau von Gebäuden oder der Lö­

sung von Einzelaufgaben im Rahmen eines Neubaus. Die HOAI als gesetzliche Rege­

lung der Preise für Architekten- und Ingenieurleistungen könne hier ein Anhaltspunkt 

sein. Umbau- und Instandsetzungsarbeiten würden nach §§ 24, 27 HOAI jeweils mit 

einem Zuschlag zu den üblichen Sätzen vergütet. Die Bedeutung ergebe sich zum ei­

nen aus der Folge für den beklagten Landschaftsverband, für den er der einzige Inge­

nieur im Hochbau beim Straßenbauamt Bi tätig sei. Von seiner Tätigkeit hingen sowohl 

die Funktionsfähigkeit der Eigengebäude als auch die Erfüllung der sonstigen Aufga­

ben ab. Daneben ergebe sich die Bedeutung seiner Tätigkeit aus ihrem finanziellen 

Volumen. Für seine Hochbautätigkeit hätte zB im Jahre 1991 der beklagte Land­

schaftsverband bei Beschäftigung eines freien Architekten etwa 241.000,00 DM auf­

zuwenden gehabt. Bei dem Arbeitsvorgang der gutachterlichen Tätigkeit mit einem 

Zeitanteil von etwa 50 % handele es sich um Spezialaufgaben im tariflichen Sinne. Bei 

seiner Gutachtertätigkeit gehe es um die physikalischen und entschädigungsrechtlich 

relevanten Auswirkungen von Geräuschemissionen. Diese Tätigkeit sei nicht Gegen­

stand der Ausbildung in den Fachhochschulen, sondern erfordere ein Spezialwissen. 

Diese Gutachtertätigkeit liege somit außerhalb der üblichen Aufgaben eines einschlä­

gig ausgebildeten Bauingenieurs.

Im übrigen habe der Beklagte ihn entsprechend der Mitteilung vom 

14. Dezember 1972 schon lange vor Beginn des Bewährungszeitraums ab dem

1. Januar 1981 in die VergGr. Ill MT-An eingruppiert. Das führe auf Grund der Nach­

weisrichtlinie (Richtlinie 91/533/EWG) zu einer Umkehr der Beweislast, der der Be­

klagte nicht nachgekommen sei.

Der Kläger hat beantragt

festzustellen daß der beklagte Landschaftsverband verpflichtet 
ist, den Kläger mit Wirkung vom 1. Januar 1991 entsprechend 
VergGr. II MT-An zu vergüten.

Der beklagte Landschaftsverband hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er hat 

die Auffassung vertreten, daß die Bewertung der dem Kläger zugewiesenen Tätigkeit 

nach VergGr. Ill Fallgr. 3 MT-An, die nach den Änderungen der einschlägigen Tätig­

keitsmerkmale durch den 9. Änderungstarifvertrag vorgenommen worden sei, zutref-
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fend sei. Alle den Hochbauingenieuren der Bauämter zugewiesenen Tätigkeiten erfüll­

ten nicht das Heraushebungsmerkmal der besonderen Schwierigkeit. Bei den allge­

meinen Hochbauangelegenheiten der Meisterei- und Amtsgebäude handele es sich 

nur um besondere Leistungen im tariflichen Sinne. Auch die Gebäudewertgutachten 

geringen Werts oder Umfanges bzw. die Mitwirkung in Hochbauangelegenheiten bei 

der Durchführung von Straßenbaumaßnahmen zeichneten sich nicht durch „besondere 

Schwierigkeit“ im tariflichen Sinne aus. Hinsichtlich der Bewertung der dem Kläger 

übertragenen Aufgaben des passiven Lärmschutzes sei davon auszugehen, daß es 

sich bei der Mehrheit der Fälle nicht um besonders schwierige Tätigkeiten im tariflichen 

Sinne handele. Der Anteil der Tätigkeit mit besonderer Schwierigkeit liege deshalb er­

heblich unter 30 %. Im übrigen führe die Eingruppierungsmitteilung vom 14. Dezember 

1972 auch unter Berücksichtigung der Nachweisrichtlinie nicht zur Umkehr der Be­

weislast.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat 

mit Beschluß vom 9. Juli 1996 dem Europäischen Gerichtshof gern. Art. 117 EWG- 

Vertrag mehrere Fragen zur Auslegung der Richtlinie 91/533/EWG des Rates vom 

14. Oktober 1991 zur Vorabentscheidung vorgelegt. Der Europäische Gerichtshof hat 

durch Urteil vom 4. Dezember 1997 (- Rs. C-253/96bis C-258/96 Kampelmann ua.-A P  

EWG-Richtlinie Nr. 91/533 Nr. 3  = EzA NachwG § 2  Nr. 1) die Vorlagefragen beant­

wortet. Auf die Berufung des Klägers hat das Landesarbeitsgericht das Urteil des Ar­

beitsgerichts abgeändert und der Klage im wesentlichen stattgegeben. Mit der Revision 

verfolgt der beklagte Landschaftsverband die Wiederherstellung der erstinstanzlichen 

Entscheidung. Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidunasqründe

Die Revision des beklagten Landschaftsverbandes ist begründet. Mit der vom 

Landesarbeitsgericht gegebenen Begründung kann ein tariflicher Anspruch des Klä­

gers auf die von ihm begehrte Vergütung nach der VergGr. II MT-An/BAT-LWL nicht 

anerkannt werden. Ihm steht auch kein entsprechender vertraglicher Anspruch zu. Weil 

das Revisionsgericht nicht abschließend entscheiden kann, muß die Sache zur ander­

weiten Verhandlung und Entscheidung zurückverwiesen werden.
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I. Das Landesarbeitsgericht hat im Ergebnis den tariflichen Anspruch des Klä­

gers auf Vergütung nach VergGr. II MT-An/BAT-LWL zuerkannt, weil der beklagte 

Landschaftsverband seiner Darlegungslast nicht nachgekommen ist. Dem kann nicht 

gefolgt werden.

1. Auf Grund § 3 iVm. § 2 des Arbeitsvertrages vom 4./24. Dezember 1963 rich­

tet sich die Vergütung des Klägers nach den tariflichen Vergütungsregelungen für den 

„Technischen Dienst“ (Teil II Anl. 1 a MT-An). Nach dem Beitritt des beklagten Land­

schaftsverbandes in den kommunalen Arbeitgeberverband Nordrhein-Westfalen (KAV 

NW) wurde in dem Tarifvertrag zur Überleitung des Tarifrechts des Landschaftsver­

bandes Westfalen-Lippe in das Tarifrecht des KAV NW vom 1. Dezember 1993 (Über- 

leitungs-TV-LWL) ua. die Anwendung des BAT vom 23. Februar 1961 in der jeweils 

gültigen Fassung mit bestimmten Abweichungen vereinbart (BAT-LWL).

2. Nach § 22 Abs. 1 MT-An ist der Angestellte nach den Tätigkeitsmerkmalen, 

die in der Vergütungsordnung (Anl. 1 a und 1 b) festgelegt sind, in die Vergütungs­

gruppe eingruppiert, die der von ihm überwiegend auszuübenden Tätigkeit entspricht. 

§ 22 Abs. 1 Satz 1 BAT-LWL bestimmt, daß sich die Eingruppierung der Angestellten 

nach den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsordnung (Anl. 1 a, 1 b und 1 c) zum 

Überleitungs-TV-LWL richtet.

Die danach für die Eingruppierung des Klägers einschlägigen Tätigkeitsmerk­

male lauteten zum Zeitpunkt der Höhergruppierung des Klägers in die VergGr. IV a 

zum 1. März 1970 nach der ab dem 1. Juli 1969 geltenden Fassung der Anl. 1 a Teil II:

„Vergütungsgruppe V b

1. Techn. Angestellte mit technischer Ausbildung nach der 
Protokollerklärung Nr. 1 mit entsprechender Tätigkeit so­
wie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fä­
higkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkei­
ten ausüben.

Vergütungsgruppe IV b

1. Techn. Angestellte mit technischer Ausbildung nach der 
Protokollerklärung Nr. 1, die sich durch besondere Lei­
stungen aus der Gruppe V b herausheben.
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Vergütungsgruppe IV a

1. Techn. Angestellte mit technischer Ausbildung nach der 
Protokollerklärung Nr. 1 mit langjähriger praktischer Er­
fahrung, die sich durch besonders schwierige Tätigkeiten 
und die Bedeutung ihres Aufgabengebietes oder durch 
künstlerische oder Spezialtätigkeit aus der Vergütungs­
gruppe IV b herausheben, sowie sonstige Angestellte, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrun­
gen entsprechende Tätigkeiten ausüben.“

Die Höhergruppierung des Klägers rückwirkend zum 1. Juli 1972 in die 

VergGr. Ill MT-An erfolgte zeitgleich mit der Änderung der einschlägigen Tätigkeits­

merkmale durch den 7. Änderungstarifvertrag zur Anl. 1 a zum MT-An vom 

18. September 1972 mit Geltung ab dem 1. Juli 1972:

„Vergütungsgruppe IV b

1. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach 
der Protokollerklärung Nr. 1 und entsprechender Tätigkeit 
nach sechsmonatiger Berufsausübung nach Ablegung der 
Prüfung sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleich­
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechen­
de Tätigkeiten ausüben, nach sechsmonatiger Ausübung 
dieser Tätigkeiten.

Vergütungsgruppe IV a

1. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach 
der Protokollerklärung Nr. 1, die sich durch besondere 
Leistungen aus der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 1 
herausheben, sowie sonstige Angestellte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre­
chende Tätigkeiten ausüben.

Vergütungsgruppe III

1. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach 
der Protokollerklärung Nr. 1 und langjähriger praktischer 
Erfahrung, die sich durch besondere schwierige Tätigkei­
ten und die Bedeutung ihres Aufgabengebietes oder 
durch künstlerische oder Spezialtätigkeit aus der Vergü­
tungsgruppe IV a Fallgruppe 1 herausheben, sowie son­
stige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten aus­
üben.“
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Die Neufassung der Anl. 1 a zum MT-An vom 25. Januar 1980 mit Wirkung ab 

1. April 1980 brachte keine inhaltlichen Änderungen der hier einschlägigen Tätigkeits­

merkmale.

Durch den 9. Änderungstarifvertrag vom 20. September 1991 wurde rückwir­

kend zum 1. Januar 1991 ua. folgendes neues Tätigkeitsmerkmal eingefügt:

„Vergütungsgruppe II

5. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach 
der Protokollerklärung Nr. 1 sowie sonstige Angestellte, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfah­
rungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit langjäh­
riger praktischer Erfahrung,

deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit 
und Bedeutung oder durch künstlerische oder Spe­
zialaufgaben aus der Vergütungsgruppe IV a Fall­
gruppe 1 heraushebt,

nach zehnjähriger Bewährung in Vergütungsgrup­
pe III Fallgruppe 1.“

In den Protokollerklärungen zu Teil II (Technischer Dienst) der Anl. 1 a zum 

MT-An idF ab dem 1. April 1980 ist bestimmt:

„Nr. 1) Unter „Technischer Ausbildung“ ist der erfolgreiche 
Besuch einer Schule zu verstehen, die in der jeweils 
geltenden Reichsliste der Fachschulen, deren Ab­
schlußzeugnis zum Eintritt in die Laufbahn des geho­
benen technischen Dienstes berechtigen, aufgeführt ist 
(MBliV 1942 S. 402).

Nr. 14) Entsprechende Tätigkeiten sind z. B.:

1. Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen nicht nur 
einfacher Art einschließlich Massen-, Kosten- und 
statischen Berechnungen und Verdingungsunter­
lagen, Bearbeitung der damit zusammenhängen­
den laufenden technischen Angelegenheiten - 
auch im technischen Rechnungswesen -, örtliche 
Leitung oder Mitwirkung bei der Leitung von Bau­
ten und Bauabschnitten sowie der Abrechnung;

2. Ausführung besonders schwieriger Analysen, 
Schiedsanalysen oder selbständige Erledigung 
neuartiger Versuche nach kurzer Weisung in Ver-
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suchslaboratorien, Versuchsanstalten und Ver­
suchswerkstätten.

Nr. 17) Besondere Leistungen sind z.B.: Aufstellung oder 
Prüfung von Entwürfen, deren Bearbeitung besondere 
Fachkenntnisse und besondere praktische Erfahrung 
oder künstlerische Begabung voraussetzt, sowie örtli­
che Leitung bzw. Mitwirkung bei der Leitung von 
schwierigen Bauten und Bauabschnitten sowie deren 
Abrechnung.“

Die von dem Kläger begehrte Eingruppierung in die VergGr. II Fallgr. 5 MT-An 

seit dem 1. Januar 1991 setzt danach voraus, daß er sich seit mindestens dem 

1. Januar 1981 in der VergGr. Ill Fallgr. 1 MT-An bewährt hat, wobei nach der Über­

gangsvorschrift in § 2 Abs. 2 des Änderungstarifvertrages vom 20. September 1991 im 

Hinblick auf die Bewährungszeit die vor dem 1. Januar 1991 zurückgelegte Zeit so be­

rücksichtigt wird, wie sie zu berücksichtigen wäre, wenn der Tarifvertrag bereits gegol­

ten hätte.

3. Das Landesarbeitsgericht hat zu Recht im Sinne einer summarischen Prüfung 

die tariflichen Voraussetzungen der zugrunde liegenden Aufbaufallgruppen bejaht, dh. 

daß der Kläger iSd. VergGr. IV a Fallgr. 1 MT-An als technischer Angestellter mit tech­

nischer Ausbildung eine entsprechende Tätigkeit ausgeübt hat, und daß sich seine 

Tätigkeit iSd. VergGr. IV a Fallgr. 1 MT-An durch besondere Leistungen aus der 

VergGr. IV b Fallgr. 1 MT-An heraushebt.

4. Das Landesarbeitsgericht hat auch die zehnjährige Bewährung des Klägers in 

der VergGr. Ill Fallgr. 1 MT-An als gegeben angesehen, was voraussetzt, daß der Klä­

ger mit langjähriger praktischer Erfahrung sich seit mindestens dem 1. September 

1982 in einer Tätigkeit bewährt hat, die sich durch besondere Schwierigkeit und Be­

deutung oder durch künstlerische oder Spezialaufgaben aus der VergGr. IV a Fallgr. 1 

heraushebt. Zur Begründung hat das Landesarbeitsgericht entscheidend darauf abge­

stellt, daß der beklagte Landschaftsverband nach der Nachweisrichtlinie (Richtli­

nie 91 /533/EWG des Rates vom 14. Oktober 1991 über die Pflicht des Arbeitgebers 

zur Unterrichtung des Arbeitnehmers über die für seinen Arbeitsvertrag oder sein Ar­

beitsverhältnis geltenden Bedingungen - ABI EG L 288 S 32 ff.) ebenso wie nach den 

Grundsätzen zur Darlegungslast bei der korrigierenden Rückgruppierung darzulegen 

habe, daß die mitgeteilte Eingruppierung in die VergGr. Ill MT-An falsch gewesen sei.
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Dies gelte auch für den Fall der Verweigerung des Bewährungsaufstiegs. Diese Darle­

gungslast habe der beklagte Landschaftsverband nicht erfüllt. Dem kann nicht gefolgt 

werden.

a) Im Ergebnis zutreffend hat das Landesarbeitsgericht erkannt, daß der Kläger 

sich im Hinblick auf das Vorliegen der Voraussetzungen für die VergGr. Ill Fallgr. 1 

MT-An zunächst auf die Mitteilung vom 14. Dezember 1972 berufen könne und es dem 

beklagten Landschaftsverband obliege, die Fehlerhaftigkeit dieser mitgeteilten Ein­

gruppierung darzulegen und ggf. zu beweisen.

aa) Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts ergibt sich diese Last für 

den beklagten Landschaftsverband nicht aus der Nachweisrichtlinie. Sie folgt auch 

nicht aus dem Nachweisgesetz.

(1) Weder die Nachweisrichtlinie noch das Nachweisgesetz haben auf die be­

weisrechtliche Bedeutung der Eingruppierungsmitteilung des beklagten Landschafts­

verbands vom 14. Dezember 1972 Einfluß. Diese Mitteilung liegt zeitlich vor dem Erlaß 

der Nachweisrichtlinie vom 14. Oktober 1991 und somit auch vor der Umsetzungsfrist 

bis zum 30. Juni 1993 und vor dem Nachweisgesetz vom 20. Juli 1995 (NachwG). Es 

spricht nichts dafür, daß durch die Nachweisrichtlinie früheren Mitteilungen rückwirkend 

eine Auswirkung auf die Beweislage zukommen sollte. Der Europäische Gerichtshof 

hat auf den Vorlagebeschluß des Landesarbeitsgerichts vom 9. Juli 1996 zur Ausle­

gung der Nachweisrichtlinie vielmehr erkannt, daß sich der einzelne vor der Umset­

zung der Nachweisrichtlinie in nationales Recht vor den nationalen Gerichten nur ge­

genüber dem Staat oder gegenüber einer Organisation oder Einrichtung, die dem Staat 

oder seiner Aufsicht untersteht oder mit besonderen Rechten ausgestattet ist, unmittel­

bar auf die Nachweisrichtlinie berufen kann, wenn der Staat die Richtlinie innerhalb der 

vorgeschriebenen Frist nicht oder nicht ordnungsgemäß in nationales Recht umgesetzt 

hat (EuGH 4. Dezember 1997 - Rs. C-253/96 bis C-258/96 - AP EWG Richtlinie 

Nr. 91/533 Nr. 3  unter Ziffer 36 bis 47, insbesondere Ziff. 46). Die Übergangsregelung 

in § 4 NachwG, wonach bei Arbeitsverhältnissen, die bei Inkrafttreten des Gesetzes 

bereits bestanden haben, dem Arbeitnehmer binnen zwei Monaten eine Niederschrift 

iSd § 2 NachwG auszuhändigen ist, diese Verpflichtung aber entfällt, wenn eine frühe­

re Niederschrift oder schriftlicher Arbeitsvertrag die nach dem Gesetz erforderlichen 

Angaben enthält, ist richtlinienkonform (EuGH aaO Ziffer 52). Dementsprechend hat 

der Europäische Gerichtshof die weitergehende Frage des Landesarbeitsgerichts, ob
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der Arbeitgeber die inhaltliche Richtigkeit einer neueren Mitteilung, die von einer vor 

dem Inkrafttreten des NachwG gegebenen Mitteilung abweicht, beweisen muß, nicht 

mehr beantwortet.

(2) Zudem gehen die beweisrechtlichen Auswirkungen einer Eingruppierungs­

mitteilung, die dieser nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zu­

kommt (EuGH aaO Ziff. 30 - 35), jedenfalls nicht über das hinaus, was nach den 

Grundsätzen zur Korrektur einer fehlerhaft mitgeteilten Eingruppierung („korrigierende 

Rückgruppierung“) zu beachten ist (Senat 16. Februar 2000 - 4 AZR 62/99 - zur Ver­

öffentlichung vorgesehen <zVv.>).

bb) Die Darlegungslast des beklagten Landschaftsverbandes für die Fehlerhaftig­

keit der mit dem Schreiben vom 14. Dezember 1972 mitgeteilten Eingruppierung ergibt 

sich aber aus den Grundsätzen zur Darlegungslast bei der Korrektur einer fehlerhaften 

Eingruppierung.

(1) Die Grundsätze zur Darlegungslast bei der korrigierenden Rückgruppierung 

(BAG 11. Juni 1997 - 10 AZR 724/95 - AP B M T-G II § 20 Nr. 6  = EzA TVG § 4 Ein­

gruppierung Nr. 7; 18. Februar 1998 - 4 AZR 581/96 - BAGE 88, 69) hat der Senat 

fortentwickelt (Senat 16. Februar 2000 -4  AZR 62/99 - zVv.). Hiernach kann sich der 

Arbeitnehmer zunächst auf die ihm vom Arbeitgeber mitgeteilte Eingruppierung beru­

fen. Es obliegt dem Arbeitgeber, daraufhin die objektive Fehlerhaftigkeit der mitgeteil­

ten Eingruppierung darzulegen. Der Arbeitgeber kann seine Darlegungslast hinsichtlich 

der Fehlerhaftigkeit der Eingruppierung entweder dadurch erfüllen, daß er substantiiert 

Tatsachen als Grundlage für die tarifliche Bewertung vorträgt, die eine Korrektur der 

bisherigen Eingruppierung begründen sollen, oder im Sinne eines „Rechtsirrtums“ da­

durch, daß er darlegt, daß die bisherige Eingruppierung auf einer unwissentlich fehler­

haften tariflichen Bewertung der Tätigkeit beruhe. Weil die vom Arbeitgeber darzule­

gende Fehlerhaftigkeit der mitgeteilten Eingruppierung bereits gegeben ist, wenn eine 

der tariflichen Voraussetzungen für die bisherige Eingruppierung fehlt, muß der Arbeit­

geber nicht notwendigerweise zu allen Voraussetzungen vortragen. Der Arbeitgeber 

erfüllt seine Darlegungslast bereits dann, wenn sich aus seinem Vorbringen einschließ­

lich des unstreitigen Sachverhalts ergibt, daß jedenfalls im Hinblick auf eine der tarifli­

chen Voraussetzungen die mitgeteilte Eingruppierung nicht zutreffend war. Ist dem 

Arbeitgeber die Darlegung der objektiven Fehlerhaftigkeit der mitgeteilten Eingruppie-
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rung gelungen, so verbleibt es bei der Darlegungs- und Beweislast des Arbeitnehmers 

für die Tatsachen, aus denen folgt, daß ihm die begehrte höhere Vergütung zusteht.

(2) Diese Grundsätze können auf den Fall der Verweigerung des Zeit- bzw. Be­

währungsaufstiegs übertragen werden, soweit die Mitteilung der Eingruppierung die für 

den Zeit- bzw. Bewährungsaufstieg maßgebliche Vergütungs- und Fallgruppe bezeich­

net. Insoweit unterliegen die Korrektur einer fehlerhaften Eingruppierung beim Vollzug 

einer Rückgruppierung und die Ablehnung einer Höhergruppierung bei einem Zeit­

oder Bewährungsaufstieg denselben Rechtsgrundsätzen. Der Senat hat diese Frage 

bisher nicht entschieden, allerdings in dem Urteil vom 8. Oktober 1997 ( -4 A Z R  

167/96 - AP BAT § 23b Nr. 2) erklärt, daß einiges dafür spreche, die Rechtsprechung 

zur korrigierenden Rückgruppierung auf den Bewährungsaufstieg zu übertragen.

a) Die Gleichbehandlung beider Fallgruppen hinsichtlich der Darlegungs- und 

Beweislast des Arbeitgebers für die Fehlerhaftigkeit der mitgeteilten Eingruppierung ist 

der Sache nach geboten. In beiden Fallkonstellationen geht es um die vom Arbeitgeber 

gewollte Abkehr von der dem Arbeitnehmer früher mitgeteilten und in der Folgezeit 

praktizierten Eingruppierung. Der Unterschied liegt lediglich darin, daß bei dem Zeit- 

bzw. Bewährungsaufstieg die zusätzliche Voraussetzung des Zeitablaufs oder der Be­

währung vorliegen muß. Für diese Voraussetzungen bleibt es bei der Darlegungs- und 

ggf. Beweislast des Arbeitnehmers. Die Notwendigkeit der Gleichbehandlung beider 

Fallgruppen wird besonders deutlich, wenn der Arbeitnehmer ausgehend von der ihm 

mitgeteilten und gewährten Vergütungsgruppe den Bewährungs- oder Zeitaufstieg be­

gehrt und der Arbeitgeber hierauf mit der korrigierenden Rückgruppierung reagiert.

Will der Arbeitgeber in solcher Konstellation den an sich gegebenen Zeit- oder 

Bewährungsaufstieg dadurch vermeiden, daß er sich nunmehr auf die Unrichtigkeit der 

von ihm selbst mitgeteilten Vergütungs- und Fallgruppe beruft, so steht dies in der Wir­

kung dem Fall gleich, daß er nunmehr die Rückgruppierung teilweise, nämlich in Form 

der Verhinderung des Zeit- oder Bewährungsaufstiegs, durchsetzen will. Von daher ist 

es nicht begründbar, dem Arbeitnehmer die Darlegungs- und Beweislast für die Rich­

tigkeit der ihm vom Arbeitgeber früher mitgeteilten Vergütungs- und Fallgruppe aufzu­

erlegen, wenn er die Höhergruppierung im Weg des Zeit- oder Bewährungsaufstiegs 

geltend macht, und dem Arbeitgeber diese Last für die Unrichtigkeit seiner eigenen 

Eingruppierungsmitteilung nur dann aufzuerlegen, wenn er die Rückgruppierung voll­

ständig, dh. auch unter Absenkung der tariflichen Vergütung durchsetzen will.
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b) Mit unzutreffender Begründung ist das Landesarbeitsgericht zu dem Ergebnis 

gelangt, daß der beklagte Landschaftsverband seiner Darlegungslast hinsichtlich der 

Fehlerhaftigkeit der mitgeteilten Eingruppierung nicht nachgekommen sei.

aa) Zur Begründung seiner Auffassung, daß der beklagte Landschaftsverband 

den Nachweis der fehlerhaften Eingruppierung nicht erbracht habe, hat das Landesar­

beitsgericht darauf abgestellt, daß sich die vom Angestellten auszuübende Tätigkeit 

nach dem Arbeitsvertrag richte und nur innerhalb dieser vertraglich gezogenen Gren­

zen in Ausübung des Direktionsrechts konkretisiert werden könne. Weil der beklagte 

Landschaftsverband ihm mit dem Schreiben vom 14. Dezember 1972 die Eingruppie­

rung in die VergGr. Ill MT-An mitgeteilt habe, habe der Kläger davon ausgehen kön­

nen, daß er spätestens ab diesem Zeitpunkt entsprechend bewertete Tätigkeiten aus­

übe. Dabei hat das Landesarbeitsgericht den Inhalt der dem beklagten Landschafts­

verband obliegenden Darlegungslast für die Korrektur der Eingruppierung verkannt. Es 

hat im Ergebnis aus der Mitteilung vom 14. Dezember 1972 nicht nur die Darlegungs­

last des beklagten Landschaftsverbandes für die Fehlerhaftigkeit der mitgeteilten Ein­

gruppierung abgeleitet, sondern gleichzeitig unter Berufung auf die dadurch begrün­

deten Erwartungen des Klägers dem beklagten Landschaftsverband diese Möglichkeit 

abgeschnitten, der Darlegungslast nachzukommen.

bb) Rechtsfehlerhaft hat das Landesarbeitsgericht angenommen, der Beklagte 

hätte darlegen müssen, daß der Kläger später nicht mehr in die VergGr. Ill MT-An ein­

gruppiert gewesen sei, weil die Zuweisung einer Tätigkeit, die einer bestimmten Ver­

gütungsgruppe zuzuordnen sei, einen arbeitsvertraglichen Anspruch auf Beschäftigung 

im Rahmen dieser Vergütungsgruppe beinhaltete, hiervon im Rahmen des Direktions­

rechts nicht abgewichen werden dürfe und der Arbeitnehmer deshalb am Bewährungs­

aufstieg teilnehme. Auch mit dieser Argumentation verwehrt das Landesarbeitsgericht 

dem Beklagten im Ergebnis die Möglichkeit der Darlegung der Fehlerhaftigkeit der mit­

geteilten Eingruppierung unter Berufung auf die Mitteilung vom 14. Dezember 1972. 

Dabei verkennt das Landesarbeitsgericht, daß nur bei einer tarifgerechten Eingruppie­

rung ein Anspruch des Arbeitnehmers auf entsprechende Beschäftigung besteht. Im 

Fall der Korrektur einer mitgeteilten fehlerhaften Eingruppierung geht es demgegen­

über gerade darum, daß der Arbeitgeber die Richtigkeit der tariflichen Eingruppierung 

erreichen will.
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c) Da die Vorinstanzen den Inhalt der dem beklagten Landschaftsverband oblie­

genden Darlegungslast hinsichtlich der Fehlerhaftigkeit der am 14. Dezember 1972 

mitgeteilten Eingruppierung verkannt haben, kann der Senat in der Sache nicht selbst 

entscheiden. Dem beklagten Landschaftsverband ist nicht hinreichend Gelegenheit 

gegeben worden, die ihm nach den dargelegten Grundsätzen obliegende Darlegungs­

und ggf. Beweislast zu erfüllen. Das Arbeitsgericht ist in dem Aufiagenbeschluß vom 

7. Juli 1993 von der Darlegungslast des Klägers ausgegangen. Das Landesarbeitsge­

richt hat zwar in dem Beschluß vom 1. Juni 1995 auf seine Rechtsansichten zur Darle- 

gungs- und Beweislast im Hinblick auf die Nachweisrichtlinie hingewiesen. Es hat aber 

davon ausgehend ausgeführt, daß der Hinweis des beklagten Landschaftsverbandes, 

die nunmehr zutreffende Vergütung sei die VergGr. Ill Fallgr. 3 MT-An, zur Erfüllung 

der Darlegungslast ohne Offenlegung der Beurteilungsgrundlagen nicht ausreichend 

sein dürfte. Nachdem der beklagte Landschaftsverband daraufhin die Stellungnahme 

des Vorsitzenden der Bewertungskommission vom 18. Juli 1995 zur tariflichen Bewer­

tung der Tätigkeit des Klägers vorgelegt hatte, hat das Landesarbeitsgericht in dem 

Beschluß vom 11. Januar 1996 darauf hingewiesen, daß dieses Schreiben zu pauschal 

sein dürfte, und hat den beklagten Landschaftsverband anheimgestellt, zur Erfüllung 

seiner Darlegungslast eine Arbeitsplatzbewertung anzuordnen. Ein Hinweis zu der 

Darlegungspflicht des beklagten Landschaftsverbandes hinsichtlich der Fehlerhaftigkeit 

der Eingruppierung in der Mitteilung vom 14. Dezember 1972 ist somit nicht erfolgt, 

auch nicht in der Sitzung vom 9. Juli 1996, in der der Vorlagebeschluß zum Europäi­

schen Gerichtshof gefaßt worden ist, bzw. in der letzten Sitzung vom 22. September 

1998.

Dieser Rechtsfehler führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur 

Zurückverweisung des Rechtsstreits gern. § 565 Abs. 1 ZPO.

II. Das Urteil erweist sich nicht gern. § 565 Abs. 3 Ziff. 1 ZPO als im Ergebnis 

zutreffend. Insbesondere ist die Klage nicht auf Grund arbeitsvertraglicher Vereinba­

rung einer Vergütung nach der VergGr. II MT-An/BAT-LWL oder einer solchen nach 

der VergGr. Ill MT-An/BAT-LWL mit der Zusage der Teilnahme am Zeitaufstieg in die 

VergGr. II MT-An/BAT-LWL begründet. Eine solche arbeitsvertragliche Vereinbarung 

liegt nicht vor. Insbesondere die Mitteilung des beklagten Landschaftsverbandes vom 

14. Dezember 1972, wonach der Kläger als „Bauingenieur in die Vergütungsgruppe III 

MT-An eingestuft“ sei, stellt eine solche Zusage nicht dar. Zwar kann es für eine ar­

beitsvertragliche Vereinbarung einer übertariflichen Vergütung sprechen, wenn der
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Arbeitgeber dem Arbeitnehmer bewußt eine höhere als die tariflich zutreffende Vergü­

tungsgruppe mitteilt. Selbst wenn man zu Gunsten des Klägers unterstellt, die Mittei­

lung des beklagten Landschaftsverbandes vom 14. Dezember 1972 stelle eine solche 

Zusage dar, so folgt daraus nicht, daß dem Kläger damit auch ab 1. Januar 1991 Ver­

gütung nach VergGr. II MT-An/BAT-LWL zusteht. Denn die vertragliche Vereinbarung 

einer übertariflichen Vergütung beinhaltet nicht gleichzeitig notwendig die vertragliche 

Zusicherung eines Bewährungs- oder Zeitaufstieges aus dieser Vergütungsgruppe. 

Tatsachen, die gleichwohl eine solche Zusicherung als gegeben erscheinen lassen 

könnten, hat das Landesarbeitsgericht nicht festgestellt. Der Annahme, dem Kläger 

könne durch die Mitteilung vom 14. Dezember 1972 nicht nur Vergütung nach der 

VergGr. Ill MT-An/BAT-LWL zuerkannt worden sein, sondern zugleich ein Zeit- oder 

Bewährungsaufstieg in die VergGr. II Fallgr. 5 MT-An/BAT-LWL, steht bereits der Um­

stand entgegen, daß die VergGr. II Fallgr. 5 MT-An/BAT-LWL erst 1991, mithin erst 

fast 20 Jahre später, in den Tarifvertrag eingefügt worden ist. Zuvor gab es diese Mög­

lichkeit des Aufstiegs aus der VergGr. Ill MT-An/BAT-LWL nicht.

III. Im Rahmen der anderweiten Verhandlung hat das Landesarbeitsgericht dem 

beklagten Landschaftsverband Gelegenheit zu geben, die objektive Fehlerhaftigkeit der 

Eingruppierungsmitteilung vom 14. Dezember 1972 darzulegen und ggf. zu beweisen. 

Wenn dem beklagten Landschaftsverband dies gelingt, obliegt es dem Kläger, seiner­

seits alle Voraussetzungen für die von ihm beanspruchte Eingruppierung darzulegen 

und ggf. zu beweisen.

IV. Das Landesarbeitsgericht hat auch über die Kosten des vorliegenden Revisi­

onsverfahrens zu befinden.

Schliemann Friedrich Wolter

Jürgens Dräger
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